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1. Allgemeine Anmerkungen: 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es vor dem Hintergrund der anhaltenden Biodiversitätskrise die 
Ausweisung und Vernetzung von Kompensationsmaßnahmen zu erleichtert und gleichzeitig dem 
Bedürfnis nach einem schnelleren und effizienteren Ausbau der Verkehrs- und Energieinfrastruktur 
Rechnung zu tragen. 

Der Entwurf soll nun vor allem einen Ausgleich schaffen zwischen grauer und natürlicher 
Infrastruktur, indem dazu beigetragen wird den Flächenbedarf für naturschutzfachliche Aufwertung 
zu decken und die Kompensation für wichtige Bauvorhaben zu erleichtern. 

Der vorliegende Referentenentwurf enthält zwar zahlreiche begrüßenswerte Ansätze zur Stärkung 
der natürlichen Infrastruktur, kann die übergeordneten Ziele jedoch leider voraussichtlich nicht 
erreichen, da der Entwurf neue Instrumente für eine schnellere, effizientere und kostengünstige 
Flächenakquise durch die Naturschutzverwaltungen vermissen lässt und das neu normierte 
überragende, öffentliche Interesse am Naturschutz qua der direkt folgenden Relativierungen de facto 
wirkungslos bleiben wird. So muss weiterhin postuliert werden, dass künftig durch die Neu-
Justierung der Eingriffsregelung zwar finanzielle Mittel für den Naturschutz vorhanden sein werden, 
jedoch aufgrund des fehlenden „Druckmittels“ der vorrangigen Realkompensation es noch schwerer 
wird Flächen zu erwerben, auf denen diese Gelder dann auch wirkungsvoll für den Naturschutz und 
das Landschaftsbild eingesetzt werden können. Die personellen Engpässe bei Ländern und 
Kommunen sind bei dieser Bewertung noch nicht berücksichtigt. 

Dabei ist auch zu beachten, dass die geplanten Regelungen zur Flächenverfügbarkeit für Naturschutz 
und Kompensation die Flächenkonkurrenz mit der Landwirtschaft erhöhen können, vor allem durch 
Instrumente wie die Naturgutschriften. Landwirtschaftliche Belange sind bei der Umsetzung des 
Gesetzes ausdrücklich zu berücksichtigen. 

Die Stoßrichtung stimmt jedoch und aus Sicht der FHH sind zur Realisierung der Natürlichen 
Infrastruktur und als Ausgleich für die materiellen Standardabsenkungen im Naturschutzrecht, bspw. 
im Infrastrukturzukunftsgesetz, wirksame Verbesserungen etwa am Vorkaufsrecht vorzunehmen. 
Auch weitergehende ordnungs- oder planungsrechtliche Instrumente zur Schärfung der vorhandenen 
Instrumente des Flächenschutzes sind zwingend erforderlich. 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Für Schutzgebiete, Moore und Wiedervernässungen von Mooren im Rahmen des ANK wird in § 1 
Abs. 1a BNatSchG-E das überragende öffentliche Interesse normiert. Dies wird jedoch dadurch 
massiv eingeschränkt, dass dies nur dann gilt, wenn dies nicht in Konflikt mit Vorhaben tritt, für die 
schon ein überragendes öffentliches Interesse gesetzlich normiert worden ist, explizit Erneuerbare 
Energien, Geothermie, Wärmenetze, Energienetze, Energiespeicheranlagen, 
Wasserstoffinfrastruktur, sämtliche Anlagen zur Erzeugung und Transport von Wärme, Kälte und 
Strom in Gebäuden, CCS sowie auch Telekommunikationslinien und Wohnungsbau in Gebieten mit 
einem angespannten Wohnungsmarkt. Des Weiteren sollen alle Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten 



des vorliegenden Entwurfs schon ins überragende öffentliche Interesse gestellt worden sind (bspw. 
Verkehrsinfrastruktur), auch dem Naturschutz bevorzugt werden. In der Praxis wird der Naturschutz 
also weiterhin bei der großen Mehrheit der anstehenden Konflikte um den Ausbau der Infrastruktur 
in der Abwägung nachrangig beachtet werden müssen. Diese Änderung des BNatSchG läuft durch 
diese Einschränkung weitestgehend ins Leere. Sie wird vermutlich nur noch gegenüber einzelnen 
Bürgern („dem Häuslebauer“) eine Wirkung entfalten. Ob dies vor dem Hintergrund des 
Gleichheitsgrundsatzes angemessen ist, ist fraglich. 

Dieses pauschale Zurücktreten hinter bereits privilegierte Belange, wie den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien, dem Wohnungsbau, der Verkehrsinfrastruktur und der Telekommunikationsinfrastruktur, 
ist rechtswidrig und fachlich abwegig. Im Gegenteil ist eine rechtliche Höhergewichtung des 
Naturschutzes primär durch die Staatszielbestimmung des Art. 20a GG geboten, welche alle 
staatlichen Gewalten auf den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen als gewichtigen 
Abwägungsmaßstab verpflichtet. Eine pauschale Unterordnung des Naturschutzes hingegen verstößt 
ferner gegen die völkerrechtlich bindende Biodiversitätskonvention von 1992 zum weltweiten Schutz 
und Erhalt der biologischen Vielfalt sowie gegen die zwingenden unionsrechtlichen Vorgaben der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie, welche die Erhaltung der Biodiversität in 
Europa als maßgebliches Ziel definieren. Die isolierte Bevorzugung technischer 
Klimaschutzmaßnahmen oder infrastruktureller Ausbauten verkennt die naturwissenschaftliche 
Tatsache, dass Biodiversitätskrise und Klimanotstand interdependent sind. Der behördliche 
Naturschutz ist das entscheidende Steuerungsinstrument, um die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts gemäß § 1 BNatSchG auf Dauer zu sichern. Intakte Ökosysteme sind als 
natürliche Kohlenstoffsenken und Resilienzfaktoren zwingende Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Klimamitigation, weshalb eine systematische Degradierung des Naturschutzes im Abwägungsgefüge 
den grundgesetzlichen und europäischen Schutzauftrag konterkariert.  

Des Weiteren fehlt in der Auflistung eine basale Schutzkategorie, die für die Erreichung der 
nationalen Naturschutzziele zu berücksichtigen ist: Die Schutzgebietskategorie 
Landschaftsschutzgebiete sollte in § 1 Abs. 1a BNatSchG-E aufgenommen werden. Eine Aussparung 
der Kategorie Landschaftsschutzgebiete im überragenden öffentlichen Interesse würde den 
Schutzstatus dieser Flächen de facto herabsetzen und in der Praxis zu einer Schwächung bei der 
Abwägung öffentlicher Belange führen. Vor dem Hintergrund des 30 Prozent-Schutzziels der EU, das 
eine deutliche Ausweitung und rechtliche Sicherung von Schutzgebieten fordert, ist die explizite 
Berücksichtigung von Landschaftsschutzgebieten essenziell. Landschaftsschutzgebiete tragen 
maßgeblich zur Erreichung dieses Ziels bei, indem sie Flächen dauerhaft unter Schutz stellen, die für 
den Erhalt der biologischen Vielfalt, den Biotopverbund sowie den Umwelt-, Klima- und Bodenschutz 
von zentraler Bedeutung sind. 

Änderungsvorschlag: Für eine bessere Kohärenz im Gesetzesentwurf ist die Natürliche Infrastruktur 
i.S.v. § 20a BNatSchG-E in das überragende öffentliche Interesse aufzunehmen. Die pauschale 
Beschränkung des überragenden öffentlichen Interesses ggü. schon bestehenden, öffentlichen 
Interessen ist zu streichen. Hilfsweise sind nur solche öffentlichen Interessen de lege höher als das 
öffentliche Interesse am Naturschutz zu gewichten, die direkt der Überwindung der 
Biodiversitätskrise und/oder des Klimanotstandes, d.h. existenziellen Bedrohungen für den 
deutschen Staat, dienen.  

Somit sind mindestens die pauschalen Bevorzugungen von Vorhaben i.S.v. § 1 Abs. 3  GEG, § 1 TKG 
und § 1 Absatz 7a BauGB zu streichen, da insbesondere diese Freistellungen zu pauschal und im 
Hinblick auf das Staatsziel Umweltschutz zu unüberschaubaren Folgen für die betroffenen 
Schutzgüter haben, als dass es rechtlich angemessen ist in diesen Vorhaben die Einzelabwägung 
vorwegzunehmen. Dies gilt ebenso für die reine pauschale und unbestimmte Nachrangigkeit des 



Naturschutzes aufgrund des Datums des Inkrafttretens, welches u.a. Vorhaben der 
Bundesfernstraßen und Eisenbahnen betreffen würde. 

Für jede „Benachteiligung“ des Naturschutzes ist im Einzelfall in der Gesetzesbegründung darzulegen, 
weshalb dies erforderlich, angemessen und mit dem Staatsziel nach Art. 20a GG vereinbar ist. Ebenso 
sind die zu erwartenden Folgen auf den Naturschutz darzulegen, damit für die Länder (und den 
Bundestag) eine sinnvolle Abwägung des Entwurfs möglich ist. 

Im Übrigen widerspricht die BUKEA dem mit dieser Schlechterstellung des Naturschutzes verbundene 
Grundannahme, dass es primär das Naturschutzrecht ist, welches Vorhaben verzögert. Für eine 
generelle, unangemessene Verzögerungswirkung des Naturschutzrechtes gibt es nach hiesiger 
Kenntnis keine empirischen Belege. Nach unseren Erfahrungen sind vielmehr externe Faktoren 
(Verfügbarkeit von Personal, Auftragnehmern, Materialien, etc.) sowie mangelhaft ausgeführte 
Vorgaben oder nicht eingehaltene Absprache mit den Naturschutz- und Zulassungsbehörden 
maßgeblich. 

Des Weiteren spricht die bisherige Formulierung das überragende öffentliche Interesse nur dem 
Schutz der genannten Flächen zu. Dies ist angesichts der Herausforderungen, vor denen die 
Gesellschaft bei der Bewältigung der Biodiversitätskrise steht, nicht ausreichend. Im Hinblick auf § 1 
Abs. 1 BNatSchG kann zwar geschlussfolgert werden, dass das Wort „Schutz“ auch die Sicherung, 
Pflege, Entwicklung und Wiederherstellung umfasst. Im Sinne der Rechtsklarheit sollten diese 
Zielsetzungen direkt in Abs. 1a aufgenommen werden. 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Der neue Appell bei Maßnahmen des Naturschutzes die Multikodierung von Flächen bzw. die 
Nutzung von Flächen zur Verwirklichung von Zielen mehrerer Flächen zu prüfen, ist grundsätzlich zu 
begrüßen, auch wenn fraglich ist, welche Wirkung sie entfalten kann. 

In Abs. 4 wird eine Soll-Vorschrift aufgenommen, dass geeignete Flächen für die Zwecke des 
Naturschutzes durch die öffentliche Hand bereitgestellt werden sollen. Dies ist ebenfalls zu 
begrüßen. 

In Abs. 5 wird das Übereinkommen über die biologische Vielfalt als Unterstützungsziel 
aufgenommen. Dies ist auch zu begrüßen. 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

In den Darstellungen der Landschaftsplanung sollen nun auch Flächen zur Wiederherstellung der 
Natur und zum natürlichen Klimaschutz sowie die natürliche Infrastruktur nach § 20a BNatSchG-E 
aufgenommen werden. Das ist zu begrüßen. 

Es ist bedauerlich, dass zwischenzeitlich diskutierte Ideen zur Einführung eines 
Bundeslandschaftsprogramms nicht weiterverfolgt werden. 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Es wird im neuen Absatz 2a legal definiert, dass die Anlage und Nutzung/Bewirtschaftung von 
Agroforstsystemen auf Ackerland kein Eingriff im Sinne der Eingriffsregelung darstellen. Aus Sicht der 
Landwirtschaft ist dies zunächst grundsätzlich zu begrüßen. Vor dem Hintergrund der ggf. negativen 
Auswirkungen auf gerade Bodenbrüter sehen wir die Änderung in dieser Pauschalität jedoch kritisch, 
auch wenn mit dieser Neuregelung keine Folgen für den Artenschutz nach § 44 BNatSchG verbunden 
sind.  



Änderungsvorschlag: In Satz 1 wird nach „Naturschutzgebiete“ eingefügt „sowie 
Vorkommensgebiete seltener oder gefährdeter Arten und Landschaften von hervorragender 
Bedeutung, soweit sie durch die Landschaftsplanung dargestellt werden“. 

Die regelmäßige Unterhaltung von Verkehrswegen und Betriebsanlagen wird in den Absätzen 4 und 
5 vom Eingriffstatbestand freigestellt. Dies wurde in der Praxis zumindest in Hamburg schon so 
gehandhabt, sodass es eine unkritische Klarstellung ist.  

Die Freistellung von Maßnahmen zur Herstellung der ökologischen Durchgängigkeit von Gewässern, 
sofern sie Teil eines Maßnahmenprogramms oder Fachplans nach WHG sind, ist in der vorliegenden 
Form eher kritisch zu betrachten, da die Freistellung daran geknüpft ist, dass „keine über die 
unmittelbar mit der Maßnahme verbundene Auswirkungen hinausgehende erheblichen zusätzlichen 
Beeinträchtigungen“ eintreten. In der Praxis wird es hier vermutlich zu deutlichen 
Abgrenzungsproblemen kommen. 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Zu Absatz 2: Die enge Bindung an den Naturraum für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wird 
aufgehoben. Künftig sollen Kompensationsmaßnahmen auch möglich sein, wenn sie in angrenzenden 
Naturräumen wirksam werden. Aufgrund der Größe der Naturräume besteht hiermit die Gefahr, dass 
darauf gedrängt wird, Kompensationsmaßnahmen auch in äußerst weiter Entfernung vom 
Eingriffsort durchzuführen. Im Extremfall sind bspw. für Hamburg Entfernungen von über 200 
Kilometern denkbar. Damit ist kein ökologischer Zusammenhang zwischen Eingriff und Kompensation 
mehr herstellbar, womit die allgemeine Zielstellung der Eingriffsregelung ins Leere läuft. Die 
Änderung ist abzulehnen oder zumindest den Ländern eine abweichende Regelung einzuräumen.  

Änderungsvorschlag: Satz 5 ist wie folgt zu ändern: „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind so 
durchzuführen, dass die Aufwertungen vorrangig im betroffenen Naturraum, ansonsten in 
angrenzenden Naturräumen, wenn über die Natürliche Infrastruktur nach § 20a BNatSchG ein 
funktionaler Zusammenhang gewahrt bleibt, wirksam werden.“  Nach Satz 6 ist einzufügen 
„Abweichende Länderregelungen bleiben vorbehalten.“ 

Zu Absatz 2a neu: Es wird zur rechtlichen Klarstellung aufgelistet, welche Maßnahmentypen einer 
Anerkennung als Kompensationsmaßnahme nicht entgegenstehen, um die Multifunktionalität von 
Flächen zu stärken. Diese Änderung ist unkritisch. 

Zu den Absätzen 3a und 3b neu: Für die Nutzung von Ökokonto-Flächen wird ein Bonus von 15 
Prozent eingeführt. Im Gegenzug müssen Projekte innerhalb der Kulisse der natürlichen Infrastruktur 
nach § 20a BNatSchG-E einen Malus von 20 Prozent hinnehmen. Dies ist grundsätzlich ein 
begrüßenswerter Ansatz, um Kompensation und Eingriffe räumlich sinnvoll zu lenken.  

Bei der Bonusregelung ist allerdings zu beachten, dass aufgrund der bestehenden Regelungen für die 
„Verzinsung“ von Ökokonten hier ggf. erhebliche Doppel-Bevorzugungen auftreten könnten, sodass 
rechnerisch immer weniger tatsächliche Fläche in Naturschutz-Aufwertung gebracht wird. Während 
also die durch Eingriffe zerstörten Flächen anwachsen, wird das Gegengewicht des Naturschutzes 
ausgebremst und dies führt langfristig zu einer Verschärfung des Flächenverbrauchs. 

Zu Absatz 4: Der neue Satz 3 ist eine rechtliche Klarstellung, dass Kompensationsmaßnahmen so 
lange zu sichern sind, wie der Eingriff andauert. Dies ist zu begrüßen. 

Zu Absatz 6: Es wird ein Vorrang für die Verwendung der Ersatzgeld in der Kulisse der Natürlichen 
Infrastruktur nach § 20a BNatSchG-E eingeführt. Dies ist grundsätzlich begrüßenswert für eine 
sinnvolle Lenkung von aus Ersatzgeldern finanzierten Maßnahmen. 



Zu Absatz 6a und 6b: Hiermit wird eine rechtliche Klarstellung eingeführt, wann Beeinträchtigungen 
nicht kompensierbar sind. Dies soll der Fall sein, wenn die betroffene Funktion nicht (bzw. nur unter 
unzumutbaren Belastungen) herstellbar ist oder keine Fläche im Naturraum oder angrenzenden 
Naturraum verfügbar sind. Dies entspricht weitestgehend der bisherigen Vorgehensweise in 
Hamburg und ist deshalb unkritisch. 

Ebenso modifizieren diese Absätze den gerade eingeführten Regelungsinhalt aus dem 
Infrastrukturzukunftsgesetz und dem Bundeswehrinfrastrukturstärkungsgesetz zur Gleichstellung 
von Realkompensation und Ersatzgeld, dass bei Anwendung der vorrangigen Ersatzzahlung sich diese 
allerdings pauschal um 20 Prozent erhöht. Dies ist zumindest als geringer Lastenausgleich dafür, dass 
die Realkompensation vermutlich zur Ausnahme werden wird, zu begrüßen. Dadurch könnten 
Vorhabenträger motiviert werden aus wirtschaftlichen Gründen doch eine Realkompensation zu 
verfolgen. 

Zu Absatz 8a: Es wird eine Verordnungsermächtigung für den Bund eingeführt bis Ende 2026 eine 
RVO vorzulegen, die Boni bei der Kompensation von Maßnahmen des Klima-, Umwelt-, Küsten- und 
Hochwasserschutzes festlegen soll. Offenkundig sind von dieser Verordnungsermächtigung nicht nur 
Maßnahmen des Bundes erfasst. Der Vollzug des Naturschutzes liegt in der Zuständigkeit der Länder 
und diese verfügen über erprobte und teilweise seit Jahrzehnten etablierte Bewertungssysteme, um 
die Erheblichkeit von Beeinträchtigungen zu quantifizieren. Sowohl vor diesem Hintergrund, aber 
auch der Erfahrung, dass auch „gut gemeinte“ Projekte erhebliche Auswirkungen auf die 
verschiedensten Schutzgüter des Naturhaushaltes haben können, wird diese 
Ermächtigungsgrundlage äußerst kritisch gesehen.  

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Neue Festlegung für die Verwendung von Ersatzzahlungen, dass diese vorrangig für die Durchführung 
eigener Maßnahmen oder für den Ankauf von Ökokonto-Maßnahmen-Dritter zur Erfüllung des in 
Absatz 6a normierten Zweckes zu verwenden sind. Hier ist etwas unklar, auf wen genau sich „eigener 
Maßnahmen“ bezieht. Die enge Zweckverknüpfung mit Absatz 6b ist kritisch zu betrachten. Wie 
schon beim IZG angeführt, ist es Position der FHH das Ersatzgelder bei den für den Naturschutz 
zuständigen Ländern verbleiben sollten und diese im Rahmen ihrer Zuständigkeit über die 
Verwendung der Gelder entscheiden. 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Hiermit wird geregelt, wie Verursacher Kompensationspflichten auf Dritte übertragen können. Die 
Naturschutzbehörden sollen künftig entsprechende juristische Personen anerkennen. Für Hamburg 
aufgrund der Sonderstellung des Sondervermögens Naturschutz und Landschaftspflege eigentlich 
unnötig, der Vorrang für entsprechende Länderregelungen sollte im Gesetz klar benannt werden. 

Im Übrigen entsteht durch die Neuregelung zur Anerkennung zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die 
zuständigen Naturschutzbehörden. 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Dies greift die Idee der EU-KOM zu „Nature credits“ auf. Damit können nach hiesigem Verständnis 
Naturschutzmaßnahmen, die in den Anforderungen Ökokonten entsprechen müssen, auch von 
natürlichen und juristischen Personen finanziert bzw. erworben werden, ohne dass ein 
Eingriffsvorhaben vorliegt.  

Einerseits ist dies ein interessantes Instrument zur Finanzierung von Naturschutzmaßnahmen, 
andererseits besteht die Gefahr, dass es zu neuen Konkurrenzen zwischen Eingreifern, Ersatzgeld-



verausgabenden Stellen und Anbietern von Naturgutschriften um die knappen Flächen kommt und 
dies eher zu einer Verknappung der Flächenverfügbarkeit führt. Eine abschließende Bewertung ist in 
der Schnelle nicht möglich. 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die Zielmarke für den Biotopverbund wird auf 15 Prozent erhöht. Dies ist zu begrüßen. Hamburg hat 
auch dieses höhere Ziel schon erfüllt. 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Hiermit wird der neue Begriff der „Natürlichen Infrastruktur“ eingeführt. Diese ist zu schützen. Sie 
umfasst mehr als der eigentliche Biotopverbund und enthält neben bekannten Flächenschutz-
Kategorien v.a. auch (ungeschützte) Moorböden, Auen, Wildnisflächen und weitere in der 
Landschaftsplanung dargestellte Flächen, wie Vorkommen geschützter Arten oder hervorragende 
Landschaften.  

In dieser Kulisse sollen künftig die Kompensationsmaßnahmen aus der Eingriffsregelung sowie 
Naturschutzprojekte aus Fördermitteln konzentriert werden. Außer dem in § 15 Abs. 3b BNatSchG-E 
eingefügt Malus für die Kompensation gibt es keine weiteren Rechtsfolgen, welche die Natürliche 
Infrastruktur besonders schützen oder fördern.  

Grundsätzlich ist das Instrument deshalb zwar zu begrüßen, allerdings fehlen scheinbar Regelungen 
für einen effektiven Schutz bzw. Instrumente damit sich die natürliche Infrastruktur in Abwägungen 
regelhaft durchsetzen kann, denn im neuen überragenden öffentlichen Interesse in § 1 Abs. 1a 
BNatSchG-E ist sie nicht aufgeführt. Außerdem fehlt ein klarer Auftrag, dass die natürliche 
Infrastruktur auszubauen und bspw. an die Anforderungen des Klimawandels und der 
Biodiversitätskrise anzupassen ist. 

„Landschaften von hervorragender Bedeutung“ (Punkt c) ist zu unspezifisch, da diese Flächen in der 
Regel bereits durch Schutzgebietsausweisungen gesichert sind. Eine Aussparung der Kategorie 
Landschaftsschutzgebiete bei der natürlichen Infrastruktur würde den Schutzstatus dieser Flächen 
herabsetzen und in der Praxis zu einer Schwächung bei der Abwägung öffentlicher Belange führen, 
siehe auch die Ausführungen zu Landschaftsschutzgebieten bei den Anmerkungen zu § 1 Abs. 1a 
BNatSchG-E. 

Änderungsvorschlag: Um die Natürliche Infrastruktur effektiv schützen und ausbauen sowie 
qualitativ entwickeln zu können, wird es regelmäßig notwendig sein, dass die zuständigen 
Naturschutzbehörden in die Lage versetzt werden die notwendigen Flächen einfach akquirieren zu 
können. Neben den oben vorgeschlagenen Änderungen in der Neuregelung des Überragenden 
Öffentlichen Interessens, ist die Natürliche Infrastruktur auch in § 66 BNatSchG in die 
Vorkaufsrechtskulisse aufzunehmen.  

Zur Vereinfachung der Rechtsetzung ist § 66 Abs. 1 BNatSchG damit wie folgt zu ändern: § 66 Abs. 1 
Satz 1 BNatSchG wird ersetzt durch „Den Ländern steht ein Vorkaufsrecht zu an Grundstücken, die in 
der Kulisse der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a BNatSchG liegen.“  

Satz 2 ist wie folgt zu ändern: „Liegen die Merkmale nach Satz 1 nur bei einem Teil des Grundstücks 
vor, kann die zuständige Naturschutzbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen das Vorkaufsrecht nur 
auf diesen Teil einschränken.“ 

In §20a BNatSchG-E ist in Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu ändern: „Die Natürliche Infrastruktur ist zu 
schützen, weiter auszubauen und zu entwickeln.“ 



Die Schutzgebietskategorie Landschaftsschutzgebiete sollte in § 20a Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG-E 
aufgenommen werden. Alternativ ist die Schutzgebietskategorie Landschaftsschutzgebiete unter § 
20a Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG-E aufzuführen. 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Der Bezug zu Natura 2000 im Biotopverbund wird gestrichen, aber neu betont, dass 
Länderübergreifende Lebensraumachsen, Engstellen und zerschnitte Landschaftsräume zu 
berücksichtigen sind. Grundsätzlich zu begrüßen. 

Der alte Abs. 4 wird ersetzt, Kernflächen des Biotopverbundes sind nun vollständig als geschützte 
Teile von Natur und Landschaft zu sichern, die Verbindungsflächen und -element überwiegend oder 
durch planungsrechtliche Festlegungen, vertragliche Vereinbarungen oder andere rechtliche 
Sicherungsmaßnahmen. Dies ist auch zu begrüßen. 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Auf Deichen und Dämmen sowie bei der Umsetzung von CEF-Maßnahmen sind keine 
Genehmigungen für das Ausbringen gebietsfremden Saat- oder Pflanzgutes mehr notwendig, wenn 
nachweislich keine geeignete zertifizierte Ware aus dem Vorkommensgebiet erhältlich ist. Dies ist 
vor allem eine Erleichterung für die beteiligten Behörden und in der Summe vermutlich für den 
Schutz der genetischen Vielfalt vertretbar. Sinnvoll wären flankierende Maßnahmen, um die 
Verfügbarkeit von geeignetem gebietseigenem Saatgut zu verbessern. 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Die Schaffung weiterer Ermächtigungsgrundlagen, um mit bundesweit einheitlichen 
Verwaltungsvorschriften insbesondere im Besonderen Artenschutzrecht einheitliche Standards zu 
setzen, wird grundsätzlich begrüßt. Wir mahnen dabei jedoch an, dass bei der Vereinheitlichung 
angesichts der Biodiversitätskrise und der internationalen Verpflichtungen Deutschlands zum Schutz 
der Artenvielfalt keine Standards abgesenkt werden dürfen. 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen zu dieser Folgeänderung. 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Die Hervorhebung eines weiteren öffentlichen Interesses erscheint fragwürdig. Der bisherige 
Regelungsinhalt lies schon immer die Würdigung aller öffentlichen Interessen zu. Warum nun 
ausgerechnet der Tierschutz besonders hervorgehoben werden soll, ist selbst von dem Hintergrund 
des Rückbezugs auf die Regelungen in § 34 BNatSchG nicht nachvollziehbar.  

Die ursprüngliche Rechtsgrundlage für Befreiungen ist ausreichend flexibel gewesen. Maßgeblich ist 
hierbei allein das Vorliegen zwingender Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses. Die 
bewährte Rechtssystematik einer einzelfallbezogenen Ausnahme- oder Befreiungsprüfung, die im 
Einklang mit den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege steht, würde durch eine solche 
pauschale Privilegierung erheblich aufgeweicht. Zudem widerspricht es den Zielen des BNatSchG, die 
Interessen des Wohnungsbaus naturschutzrechtlich gesondert zu betonen. Die gezielte 
Hervorhebung eines einzelnen Belangs im Gesetz ist somit sachlich nicht notwendig und strikt 
abzulehnen. 

 

 



17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

In den Regelungen zu den Übergangsvorschriften ist der unbestimmte Rechtsbegriff der 
„planerischen Vorbereitung“ in Unterpunkt 2 des Absatzes 7 abzulehnen. Es ist völlig unklar, wie 
dieser Zeitpunkt bei Vorhaben zweifelsfrei nachgewiesen werden soll/kann.  

Der Evaluationsauftrag lässt einen Prüfauftrag hinsichtlich der Folgen des Gesetzes für die 
Bewältigung der Biodiversitätskrise vermissen. Dies ist zu ergänzen. Den Ländern ist ebenfalls Raum 
zur Kommentierung bei der Vorlage des Berichtes einzuräumen. 
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